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    Liebe Leserinnen und Leser,

wir wissen, dass bereits der kleinste Fehler beim Ver-
kauf eines Hauses oder einer Eigentumswohnung gra-
vierende und finanzielle Auswirkungen haben kann. 
Daher rentiert es sich, bei der Übertragung von Woh-
nungseigentum einen Fachmann hinzuzuziehen und 
nichts dem Zufall zu überlassen. 

Ein Immobilienmakler spart in diesem Fall nicht nur 
Zeit und Aufwand, sondern kennt sich auch mit allen 
Abläufen des Verkaufsprozesses bestens aus. Die Vor-
bereitung und Auswahl des optimalen Zeitpunkts 
beim Hausverkauf sind genauso wichtig, wie die Fest-
legung des Verkaufspreises. Daher ist bereits zu Beginn 
des Verkaufsprozesses eine umfassende rechtliche und  
wirtschaftliche Beratung erforderlich. Große Schwer-
punkte unserer Arbeit liegen dabei auch im Bereich 
der Erstellung von Verkehrswertgutachten und bei der 
Beratung zum Erwerb oder Verkauf von Wohn- und 
Geschäftshäusern. 
Auch die Beratung im Hinblick auf kleinere Mängel 
und die optimale Darstellung des Objektes sind in  
dieser Phase entscheidend. Ein ortskundiger Makler 
kennt die Preisentwicklung und örtliche Marktlage und 
kann mit diesem Wissen den marktgerechten Preis 
gewissenhaft im Interesse der Kunden durchzusetzen. 
Auch in der Verkaufsphase sollten Sie die fachmänni-
sche Unterstützung nicht meiden – so ist es wichtig, 
einen rechtssicheren Kaufvertrag und die verbind-
liche Übergabe des Hauses an den Käufer sicherzu-
stellen. Mit der Unterzeichnung des Kaufvertrages ist 
der Verkaufsprozess beendet. Daher ist eine optimale 
Vorbereitung dieses Termins zur Vermeidung von ne-
gativen Konsequenzen wichtig; ein Notar beurkundet 
und prüft die juristische Korrektheit des Kaufver-
trages, führt jedoch keine umfassende Verkaufsbe-
ratung und inhaltliche Korrekturen durch. 

Auch bei der laufenden Verwaltung der Immobilie, der 
sogenannten technischen und kaufmännischen Haus-
verwaltung unterstützen wir Sie vollumfassend. Im 
Rahmen unserer Verwaltertätigkeit kooperieren wir 
mit verschiedenen Handwerksbetrieben, Architekten, 
Bausachverständigen, Versicherungsmaklern, Steuer-
beratern und Rechtsanwälten. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass solche Koope-
rationen für die Arbeit als Immobilienverwalter uner-
lässlich geworden sind. Unsere Abrechnungen werden 
mittels einer EDV übersichtlich und auch für Laien 
verständlich erstellt. 

Die BECKER Immobilien GmbH wurde im Frühjahr 
1992 gegründet. Nur zwei Jahre später wurde dann die 
Becker Verwaltung & Vermietung GmbH ins Leben 
gerufen, die mittlerweile rund 1.600 Wohn- / Gewer-
beeinheiten verwaltet. 1995 erweiterte sich die Be-
cker Immobilien GmbH und nimmt die Tätigkeit als 
Bauträger mit der Erstellung schlüsselfertiger Bauten 
aller Art auf. Bis heute sind mehr als 290 Eigentums- 
wohnungen und eine Vielzahl von Einfamilien- und  
Mehrfamilienhäusern erstellt worden. 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Erschließung 
von Baugebieten. In den vergangenen 28 Jahren sind 
weiterhin über 1.600 Objekte erfolgreich an Kunden 
vermittelt worden. Hierzu zählen ebenfalls Ein- und 
Mehrfamilienhäuser, Eigentumswohnungen, Geschäfts- 
und Gewerbeobjekte, Baugrundstücke, Wochenend-
häuser und Freizeitanlagen. 

Überlassen Sie nichts dem Zufall und legen Sie das 
Thema „Immobilie“ in die Hände eines Profis! 

Einen echten Profi erkennen Sie im Übrigen daran, 
dass er Mitglied in einer Maklervereinigung ist und 
über jahrelange Berufserfahrung und Beständigkeit 
verfügt. Qualifikation und ständige Fortbildung sowie 
Kompetenz und Zuverlässigkeit sind für uns die Vor-
aussetzungen für unsere Tätigkeit.

Wir freuen uns auf eine Zusammenarbeit,

Ihr Frank Schindler 
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Warum kauft man eine 
Eigentumswohnung?

Die Gründe für den Kauf einer Eigentumswohnung 
sind vielfältig. Unabhängigkeit von Vermietern, die 
eigenen vier Wände – aber ohne arbeitsaufwändigen 
Garten. Sich selbst in der Gestaltung der Wohnung 
verwirklichen können, ohne dass einem ein Vermie-
ter hineinredet. Natürlich ist eine Eigentumswohnung 
auch eine gute Investition – gerade in unsicheren Zei-
ten. Und nicht zuletzt ist Schluss mit Mietzahlungen 
und Mieterhöhungen. Ein wichtiger Grund liegt im 
emotionellen Bereich: Hat man seine Traumwohnung 
gefunden, möchte man seine Chance auch nutzen.

Allerdings ist man als Wohnungseigentümer auch 
nicht völlig frei in seinen Entscheidungen und in der 
Nutzung und Gestaltung des neuen Eigentums. 
Denn: Mit dem Kauf wird man Mitglied der Woh-
nungseigentümergemeinschaft. Dies ist mit Rechten 
und Pflichten verbunden, die man kennen sollte. Die 
Entscheidungen der Gemeinschaft können durchaus 
erhebliche finanzielle Folgen haben, und auch hier gibt 
es Regeln für ein geordnetes Zusammenleben.

Der Wohnungskauf ist ein großer Schritt im Leben 
und meist auch eine bedeutende finanzielle Investition. 
Dieses Heft soll ein kleiner Ratgeber für künftige und 
frischgebackene Wohnungseigentümer und Kaufinte-
ressenten rund um das Wohnungseigentum und seine 
rechtlichen und organisatorischen Fragen sein.

Grundwissen für Eigentümer:  
Welche Begriffe sind wichtig?

Das Wohnungseigentumsgesetz
Seit 1951 gibt es das Wohnungseigentumsgesetz 
(WEG). Es sollte all die rechtlichen Besonderheiten 
regeln, die entstehen, wenn die Wohnungen in einem 
Haus unterschiedlichen Eigentümern gehören. Gegen-
über dem heutigen Gesetz war die damalige Fassung 
sehr einfach. Mittlerweile mussten viele zusätzliche 
Fragen geregelt werden. 
Das Wohnungseigentumsgesetz beschäftigt sich unter 
anderem mit den Rechten und Pflichten der Woh-
nungseigentümer untereinander, mit der Entschei-
dungsfindung in der Gemeinschaft, mit der Verwal-
tung und der Aufteilung von Kosten. Es wurde zuletzt 
Ende 2020 umfassend reformiert.

Das Wohnungseigentum
Mit dem Kauf einer Eigentumswohnung erwirbt der 
Käufer Wohnungseigentum. Darunter versteht man 
das sogenannte Sondereigentum an seiner Wohnung 
in Verbindung mit dem dazugehörigen Miteigentum-
santeil am Gemeinschaftseigentum (§ 1 Abs. 2 WEG).    

Das Sondereigentum
Was zu Ihrem Sondereigentum gehört, steht nicht im 
Gesetz – es ist in der Teilungserklärung und im Auf-
teilungsplan der einzelnen Wohnanlage geregelt. Meist 
gehören dazu die nichttragenden Innenwände und die 
Zwischenwände Ihrer Wohnung, der Wandputz, die 
Verkleidungen von Wänden und Decken, der Innen-
anstrich, die Tapeten, der Bodenbelag, die Innentüren, 
Einbauschränke, Heizkörper inklusive Thermostatven- 
tile, Öfen, der obere Plattenbelag des Balkons, der Innen-
anstrich der Balkoneinfassung und oft auch ein Stell-
platz mit dauerhafter Markierung oder eine Garage. 

Das Gemeinschaftseigentum
Am Gemeinschaftseigentum erwerben Sie einen Mit-
eigentumsanteil. Darüber können Sie nicht allein ent-
scheiden. Bei Veränderungen oder Baumaßnahmen am 
Gemeinschaftseigentum dürfen die anderen Eigentümer 
mitreden. Zum Gemeinschaftseigentum gehören zum 
Beispiel Außen- und Wohnungstüren, tragende Wände,  
Dach und Fassade, Fenster, Zentralheizung und Auf-
zug, Wäsche- und Trockenraum, Treppenhaus und 
Hausflur, Fahrradkeller und das Grundstück, auf dem 
das Haus steht. Zusammengefasst: Alle Teile des Ge-
bäudes, die der Gemeinschaft dienen und nicht dem 
einzelnen Wohnungseigentümer. Versorgungsleitungen 
innerhalb des Hauses sind Gemeinschaftseigentum, 
soweit sie im räumlichen Bereich des Gemeinschaftsei-
gentums verlaufen – und zwar auch dann, wenn sie nur 
eine Wohnung versorgen (Bundesgerichtshof, Urteil 
vom 26.10.2012, Aktenzeichen V ZR 57/12).

Das Teileigentum
Das Teileigentum darf nicht mit dem Miteigentum-
santeil verwechselt werden. Das Teileigentum ist laut  
§ 1 Abs. 3 WEG das Sondereigentum an nicht zu 
Wohnzwecken dienenden Räumen eines Gebäudes in 
Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem ge-
meinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört. 
Es geht hier also um Räume, die keine Wohnräume 
sind, sondern zum Beispiel Gewerberäume wie Büros, 
Läden, Praxen oder Werkstätten. Was Teileigentum 
ist, richtet sich nicht nach der tatsächlichen Nutzung, 
sondern nach der baulichen Ausgestaltung. 
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Das Miteigentum
Mit Miteigentum ist das anteilige Recht an einem 
Eigentumsgegenstand gemeint, in diesem Fall am 
Gemeinschaftseigentum. Das Miteigentum ist gegen-
über den anderen Miteigentumsrechten räumlich nicht 
abgrenzbar. Heißt: Ihnen gehört ein prozentualer An-
teil am Gemeinschaftseigentum und nicht eine be-
stimmte Treppenstufe. Das Miteigentum gibt Ihnen 
das Recht zum Mitbesitz und damit zur Mitbenutzung 
des Gemeinschaftseigentums gegenüber den restlichen 
Miteigentümern.

Der Miteigentumsanteil
Wie die Miteigentumsanteile einer Eigentümerge-
meinschaft aufgeteilt sind, ist in der Teilungserklärung 
festgelegt. Abhängig von der Größe der Wohnanlage 
können dies etwa tausendstel, hundertstel oder zehntel 
Miteigentumsanteile sein.    
Der jeweilige Begründer der Eigentümergemeinschaft, 
meist ein Bauträger, legt in der Regel fest, welchen 
Umfang die Miteigentumsanteile haben. Dieser rich-
tet sich oft nach der Größe der jeweiligen Wohnung in 
Quadratmetern. Dies ist jedoch keine feste Regel: Eine 
Dachgeschosswohnung mit Terrasse kann daher einen 
höheren Miteigentumsanteil haben als eine einfache 
Wohnung im Erdgeschoss.

Übrigens richtet sich auch die Verteilung der anfallen-
den Kosten in der Gemeinschaft nach dem Verhältnis 
der Miteigentumsanteile. Zumindest, wenn man es bei 
der gesetzlichen Regelung in § 16 Abs. 2 WEG belässt 
und keine eigene Regelung trifft.

Die Sondernutzungsrechte
Was ein Sondernutzungsrecht ist, steht nicht eindeutig 
im Gesetz. Es ergibt sich vielmehr aus Gerichtsurteilen. 
Vereinfacht ausgedrückt: Ein Sondernutzungsrecht 
ermöglicht es Ihnen, einen bestimmten Teil des Ge-
meinschaftseigentums allein zu nutzen. Dies kann 
zum Beispiel ein Gartenanteil vor einer Erdgeschoss-
wohnung sein oder auch ein Autostellplatz. Wichtig: 
Es handelt sich hier nur um ein Gebrauchsrecht. Auch, 
wenn Sie dieses exklusiv nutzen dürfen, handelt es sich 
doch noch um Gemeinschaftseigentum, über das die 
Gemeinschaft zu bestimmen hat.

Die Eigentümerversammlung
Die Eigentümerversammlung trifft alle wichtigen Ent-
scheidungen der Eigentümergemeinschaft. Sie werden 
vom Verwalter dazu eingeladen. Zu den Themen gehö-
ren zum Beispiel die Bestellung und die Abberufung 

des Verwalters, Bau- und Modernisierungsmaßnahmen, 
der Wirtschaftsplan, mögliche Sonderumlagen bei un-
erwarteten Kosten, die Wahl eines Verwaltungsbeirates 
und die Jahresabrechnung.
Seit der Reform von 2020 stimmt die Eigentümerver-
sammlung in der Regel nach dem Mehrheitsprinzip 
und "nach Köpfen" ab. Es sind jedoch auch abweichen-
de Regelungen des Abstimmungsprinzips möglich. 
Über die Versammlung werden Protokolle erstellt, 
meist vom Verwalter. Für Kaufinteressenten lohnt es 
sich, diese einzusehen, da sie zum Beispiel Beschlüsse 
über von allen Eigentümern zu bezahlende Baumaß-
nahmen oder Hinweise über bestehende Streitigkeiten 
unter den Eigentümern enthalten können.

Der Umlaufbeschluss
Der Umlaufbeschluss ist eine Möglichkeit, Beschlüsse 
zu fassen, ohne eine Eigentümerversammlung einzu-
berufen. Die einzelnen Eigentümer äußern dann ihren 
Willen in Textform (also ohne eigenhändige Unter-
schrift, zum Beispiel per E-Mail). Der Beschlussantrag 
muss allen Eigentümern zugehen. Nach § 23 Abs. 3 
WEG müssen ihm alle (!) Wohnungseigentümer zu-
stimmen. Geeignet ist dieses Verfahren besonders für 
kleine Eigentümergemeinschaften und für Themen 
ohne Diskussionsbedarf. 
Allerdings können die Wohnungseigentümer beschlie-
ßen, dass für ein bestimmtes Beschlussthema eine 
Mehrheitsentscheidung ausreicht. Den Beschlussantrag 
verschicken können der Verwalter, der Verwaltungs-
beirat oder auch jeder einzelne Wohnungseigentümer. 

Die Teilungserklärung
Der Eigentümer eines Grundstücks – bei Wohnan-
lagen häufig der Bauträger – erklärt in der Teilungs-
erklärung gegenüber dem Grundbuchamt, dass das 
Grundstück in Miteigentumsanteile aufgeteilt werden 
soll. Mit jedem Anteil ist dabei das Sondereigentum 
an einer bestimmten Wohnung verbunden. Erst jetzt 
können die Wohnungen einzeln verkauft oder belastet 
werden. Die Teilungserklärung kann auch Sondernut-
zungsrechte festlegen. Sie wird im Grundbuch einge-
tragen. Nachträgliche Änderungen erfordern in der 
Regel die Zustimmung aller Eigentümer und die Mit-
wirkung eines Notars, da die Grundbucheintragung 
geändert werden muss. 
Zur Teilungserklärung gehört der Aufteilungsplan, da-
bei handelt es sich um eine genaue Bauzeichnung mit 
der Aufteilung des Gebäudes.  
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Die Gemeinschaftsordnung
Die Teilungsordnung enthält außer der eigentlichen 
Grundstücksaufteilung auch noch die sogenannte 
Gemeinschaftsordnung. Diese regelt das Miteinander 
der einzelnen Eigentümer. Die Gemeinschaftsordnung 
kann in bestimmten Punkten von den Regelungen des 
Wohnungseigentumsgesetzes abweichen – soweit das 
Gesetz dies zulässt. Sie kann auch eine Hausordnung 
enthalten. 

Die ordnungsgemäße Verwaltung
Hier handelt es sich nicht um Umgangssprache, son-
dern um einen festen Rechtsbegriff. Was noch unter 
die ordnungsgemäße Verwaltung einer WEG fällt, 
und was nicht, ist regelmäßig Gegenstand von Ge-
richtsverfahren. Einige Beispiele gibt § 19 Abs. 2 WEG: 
z.B. die Aufstellung einer Hausordnung, die ordnungs-
gemäße Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums 
und eine angemessene Versicherung.
 

Welche Rechte und Pflichten habe ich 
als Eigentümer?

Als Wohnungseigentümer dürfen Sie natürlich Ihr 
Sondereigentum – Ihre Wohnung – nutzen. Sie dürfen 
Sie auch vermieten. Sie haben das Recht, an der Eigen-
tümerversammlung teilzunehmen und mit abzustim-
men. Sie haben auch das Recht, die Verwaltungs- und 
Abrechnungsunterlagen beim Verwalter einzusehen –  
zumindest, solange dies nicht zu einer unnötigen 
Schikane wird. Sie dürfen das Gemeinschaftseigentum 
mitnutzen und über den Verwalter eine außerordent-
liche Eigentümerversammlung einberufen.
Natürlich haben Sie als Wohnungseigentümer auch 
Pflichten. Diese können sich auch aus der Gemein-
schaftsordnung ergeben. Daher sollten Sie diese unbe-
dingt kennen.

Das Wohnungseigentumsgesetz enthält weitere Pflich-
ten. Ganz wichtig: Sie müssen zahlen. Zum Beispiel das 
regelmäßige Haus- oder Wohngeld, also die normalen 
Betriebskosten für Ihre Wohnung plus Verwalterge-
bühren und Instandhaltungsrücklage. Dessen Höhe 
wird in einem jährlichen Wirtschaftsplan festgelegt. 
Es können aber noch weitere Zahlungspflichten auf 
Sie zukommen, etwa in Form von Sonderumlagen für 
bestimmte Projekte, die die Eigentümerversammlung 
beschlossen hat (Modernisierung, Wärmedämmung, 
neues Dach, neue Heizung, größere Reparaturen).     

Der Verwalter darf auch ohne besonderen Beschluss 
kleinere erforderliche Arbeiten und Reparaturen in 
Auftrag geben. Diese Kosten werden dann auf alle Ei-
gentümer umgelegt. Was er genau selbst in Auftrag 
geben darf, kann durch Beschluss geregelt werden (§ 
27 WEG).

Das Gemeinschaftseigentum müssen Sie natürlich 
sorgsam behandeln. Sind Arbeiten am Haus, also am 
Gemeinschaftseigentum nötig, für die Ihre Wohnung 
betreten werden muss, müssen Sie dies ermöglichen. 
Ihr Sondereigentum müssen Sie selbst instand hal-
ten, auf Ihre Kosten. Entstehen Schäden am Gemein-
schaftseigentum, weil Sie dies vernachlässigen, kann 
die Gemeinschaft Schadensersatz gegen Sie geltend 
machen. 

Gibt es eine Hausordnung, müssen Sie diese respektie-
ren. Meist sind darin zum Beispiel Ruhezeiten festge-
legt oder es werden Regelungen zur Nutzung der Ge-
meinschaftsräume getroffen.

Wer bestimmt in der 
Eigentümergemeinschaft?

Es gibt drei wichtige Institutionen bzw. Organe, die 
über die Geschicke der Eigentümergemeinschaft be-
stimmen.
Dies ist zunächst der von der Eigentümerversammlung 
bestellte Verwalter. Dann natürlich die Eigentümerver-
sammlung und nicht zuletzt der Verwaltungsbeirat. 
Während es ohne Verwalter und Eigentümerversamm-
lung nicht geht, ist die Bestellung eines Verwaltungs-
beirates freiwillig. Trotzdem ist sie üblich, denn ein 
solches Gremium hat seine Vorteile. Nun aber zu den 
Organen im Einzelnen.
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Was sind die Aufgaben des Verwalters 
und wie wird er bestellt?

Der Verwalter ist ein gesetzlich vorgeschriebenes 
Organ der Wohnungseigentümergemeinschaft. Er 
vertritt diese nach außen. Seine Aufgaben und Be-
fugnisse regelt § 27 WEG. Demnach ist der Verwalter 
dazu berechtigt und verpflichtet, gegenüber der Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer die Maßnah-
men ordnungsgemäßer Verwaltung zu treffen, die

•  untergeordnete Bedeutung haben und nicht zu  
erheblichen Verpflichtungen führen oder,

•  zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung  
eines Nachteils erforderlich sind.

Diese Rechte und Pflichten hat der Verwalter auch 
ohne besonderen Beschluss durch die Eigentümerver-
sammlung. Dies ist eine Erweiterung der Kompeten-
zen des Verwalters gegenüber der Rechtslage vor der 
Reform vom Dezember 2020.  

Was "untergeordnete Bedeutung" und "nicht erheb-
lich" heißt, hat der Gesetzgeber nicht genau definiert. 
Es geht dabei zum Beispiel um die Erteilung von klei-
neren Aufträgen an Handwerker oder Dienstleister für 
Reparaturen oder Wartungsarbeiten, ohne langfristige 
vertragliche Verpflichtungen.  

Beispiel: Es wird eine kleinere Reparatur am Aufzug 
fällig. Der Verwalter beauftragt eine Fachfirma.

Soll dagegen das Dach neu gedeckt oder ein langfris-
tiger Wartungsvertrag für den Aufzug abgeschlossen 
werden, ist erst ein Beschluss der Eigentümerver-
sammlung erforderlich, damit der Verwalter die Auf-
träge erteilen kann.

Zusätzlich zu der Regelung in § 27 WEG ergeben sich 
die Aufgaben des Verwalters aber auch aus dem indivi-
duellen Verwaltervertrag, der Gemeinschaftsordnung 
der WEG, der Rechtsprechung und den Beschlüssen 
der Eigentümerversammlung. § 27 Abs. 2 WEG stellt 
es der Eigentümerversammlung frei, seine Rechte und 
Pflichten zu beschränken oder zu erweitern. Dies be-
trifft insbesondere wieder alles, was er ohne besonde-
ren Beschluss auf eigene Faust veranlassen darf.

Die Aufgaben des Verwalters kann man in vier Berei-
che unterteilen: kaufmännische, technische, rechtliche 
und organisatorische Aufgaben.

Zu den kaufmännischen Aufgaben gehören die Er-
stellung von Wirtschaftsplänen, die Buchführung mit 
Prüfung aller Geldein- und ausgänge, die Hausgeldab-
rechnungen, das Inkasso von Hausgeldern gegenüber 
den Eigentümern, die Kontenverwaltung und die 
Berechnung und Anforderung von Sonderumlagen.

Zu seinen technischen Aufgaben zählen die Über-
wachung des Objekts, ggf. durch regelmäßige Bege-
hungen, die Erfassung des Verbrauchs von Wasser, 
Heizung und Allgemeinstrom, die Planung, Vergabe, 
Beauftragung, Überwachung und Bezahlung von 
Instandsetzungs- und Instandhaltungsarbeiten, die 
Wahrnehmung von Verkehrssicherungspflichten und 
Brandschutz, die Einhaltung technischer Regelwerke, 
die Veranlassung von Reparaturen durch Handwerker, 
die Einweisung von Handwerkern und Hausmeistern, 
die Bestellung von Schlüsseln.

Zu den rechtlichen Aufgaben gehören die Vertretung 
der Gemeinschaft nach außen, die Einhaltung rechtli-
cher Vorschriften bei der Bewirtschaftung der Anlage 
(Baurecht,  Heizkostenverordnung, Immissionsschutz, 
Modernisierungspflichten nach Gebäudeenergiegesetz, 
Vertragsabschlüsse (Wartung, Versicherungen), Kla-
geerhebungen bei Zahlungsrückständen von Eigentü-
mern, Mitwirkung bei Gerichtsterminen, Anwendung 
der aktuellen Regelungen des WEG und der einschlä-
gigen Gerichtsurteile.

Die organisatorischen Aufgaben des Verwalters be-
treffen zum Beispiel die Korrespondenz mit Eigentü-
mern, die Organisation und Durchführung der Eigen-
tümerversammlung inklusive Terminabstimmung, 
Einladung, Tagesordnung und Protokollführung, die 
Erstellung von Sitzungsprotokollen und Beschluss-
niederschriften mit Versand an die Eigentümer, die 
Führung der Beschlusssammlung, ggf. die Aufstellung 
und Kontrolle der Einhaltung einer Hausordnung, das 
Beschwerdemanagement und die Wahrnehmung von 
Orts- und Gerichtsterminen.   
   
Die Bestellung des Verwalters erfolgt durch die Eigen-
tümerversammlung. 
Bestellung und Abberufung des Verwalters sind in  
§ 26 WEG geregelt. Über beides beschließen die 
Wohnungseigentümer. Ein Verwalter kann für maxi-
mal fünf Jahre bestellt werden. Beim ersten Mal, also 
bei der ersten Bestellung nach Aufteilung der Wohn-
anlage in Eigentumswohnungen, sind es jedoch nur 
drei Jahre. 
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Der gleiche Verwalter kann auch erneut bestellt wer-
den. Dies erfordert wieder einen Beschluss der Eigen-
tümerversammlung. Dieser darf frühestens ein Jahr 
vor Ablauf der Bestellungszeit erfolgen.

Natürlich ist es denkbar, dass es auch mal Probleme 
mit einem Verwalter gibt. Auch dafür gibt es eine Lö-
sung: Eine Abberufung des Verwalters ist jederzeit 
möglich (durch Beschluss). Seine Amtszeit endet dann 
spätestens sechs Monate nach seiner  Abberufung. 

Diese Regeln des § 26 WEG sind bindend und nicht 
abänderbar.

Seit der 2020er-Reform des WEG gibt es nun auch den 
zertifizierten Verwalter. So darf sich nennen, wer im 
Rahmen einer Prüfung vor der Industrie- und Han-
delskammer nachgewiesen hat, dass er die für diese 
Tätigkeit notwendigen rechtlichen, kaufmännischen 
und technischen Kenntnisse hat.

Ihre Eigentümergemeinschaft ist nicht dazu verpflich-
tet, einen zertifizierten Verwalter zu bestellen. Viele 
Verwalter haben bisher auch ohne IHK-Prüfung einen 
guten Job gemacht und viel Erfahrung gesammelt. Die 
WEG-Reform von 2020 gibt Wohnungseigentümern 
jedoch das Recht, die Bestellung eines zertifizierten 
Verwalters zu verlangen. Dies steht in § 19 Abs. 2 Nr. 
6 WEG. Danach gehört die Bestellung eines zertifi-
zierten Verwalters zur ordnungsgemäßen Verwaltung. 
Anwendbar ist diese Regel ab dem 1. Dezember 2022  
(§ 48 WEG). Wer am 1. Dezember 2020 Verwalter einer 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer war, gilt ge-
genüber den Wohnungseigentümern dieser Gemein-
schaft bis zum 1. Juni 2024 als zertifizierter Verwalter.   

Hier gibt es jedoch eine Ausnahme für kleine Woh-
nungseigentümergemeinschaften. Diese greift, wenn 
es weniger als neun Sondereigentumsrechte gibt, ein 
Wohnungseigentümer zum Verwalter bestellt wurde 
und weniger als ein Drittel der Wohnungseigentümer 
die Bestellung eines zertifizierten Verwalters verlangt. 
Dann kann also nicht die Bestellung eines zertifizier-
ten Verwalters verlangt werden.

Die Zertifizierung – man könnte auch Sachkundeprü-
fung dazu sagen – ist keine zwingende Voraussetzung, 
um den Beruf des Verwalters ausüben zu dürfen. Ein 
Verwalter benötigt eine besondere Gewerbeerlaubnis 
nach § 35c Abs. 1 Nr. 4 der Gewerbeordnung (GewO). 
Dafür muss er verschiedene Nachweise erbringen  

(u. a. keine Vorstrafen wegen Vermögensdelikten in den 
letzten fünf Jahren, geordnete Vermögensverhältnisse, 
keine Insolvenz, Bestehen einer Berufshaftpflichtver-
sicherung). Ein Sachkundenachweis bzw. eine Zertifi-
zierung ist nicht erforderlich.

Welche Rolle spielt die 
Eigentümerversammlung?

Die Eigentümerversammlung trifft alle wichtigen 
Entscheidungen der Eigentümergemeinschaft. Sie 
wird vom Verwalter mindestens einmal im Jahr ein-
berufen und ist nicht öffentlich. Zugelassen sind nur 
Wohnungseigentümer aus der jeweiligen WEG. Wer 
verhindert ist, darf jedoch jemand anderem eine 
Vollmacht zur Teilnahme erteilen. Ein Geschäftsord-
nungsbeschluss kann in besonderen Fällen die Teil-
nahme von externen Personen wie Architekten oder 
Anwälten zulassen.

Wichtig ist eine korrekte Ladung zur Eigentümerver-
sammlung. Dies ist Sache des Verwalters. Ohne ord-
nungsgemäße Ladung können die Beschlüsse unwirk-
sam sein. Zwischen Ladung und Versammlung muss 
eine Ladungsfrist von drei Wochen eingehalten wer-
den. Allerdings kann die Gemeinschaftsordnung die-
se Frist auch verlängern. In Notfällen ist eine kürzere 
Frist möglich.
Die Ladung muss eine Tagesordnung enthalten. Abge-
stimmt werden darf nur über Punkte, die klipp und 
klar in der Tagesordnung stehen. Wird über etwas 
anderes oder über einen nur ungenau bezeichneten 
Punkt abgestimmt, kann dieser Beschluss mit einer 
Anfechtungsklage vor Gericht ohne weiteres gekippt 
werden.

Entschieden wird zum Beispiel über die Bestellung 
oder Abberufung des Verwalters und seine Entlastung, 
über die Jahresabrechnung und den Wirtschaftsplan, 
über Sonderumlagen zur Bewältigung besonderer 
Kosten, über bauliche Maßnahmen wie Modernisie-
rungen oder über die Wahl eines Verwaltungsbeirats. 
Allerdings kann die Eigentümerversammlung sich 
auch mit Fragen befassen, die keinen so übergeordne-
ten Charakter haben.

Ein Beispiel: 2015 beschäftigte sich der Bundesgerichts-
hof mit der Frage, ob die Eigentümerversammlung 
dazu berechtigt sei, über das Thema "Anleinpflicht 
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für Hunde auf dem Grundstück" zu entscheiden. Ein 
Beschluss der Eigentümerversammlung hatte es Hun-
debesitzern unter den Eigentümern erlaubt, mit ihren 
nicht angeleinten Hunden auf dem Rasen zu spielen, 
solange eine Aufsichtsperson dabei war und Hunde-
kot sofort entfernt wurde. Anderen Eigentümern wäre 
eine Anleinpflicht lieber gewesen. 
Der BGH entschied: Grundsätzlich dürfe die Eigen-
tümerversammlung über so etwas entscheiden, wenn 
es nicht bereits in der Gemeinschaftsordnung abwei-
chend geregelt sei. Es sei das Ermessen der Wohnungs-
eigentümer, Hundebesitzern das Spielen mit ihren Tie-
ren auf dem Gemeinschaftsrasen zu erlauben. Würden 
andere Eigentümer dadurch auf Dauer verdrängt, sei 
dies jedoch unter Umständen angreifbar (Urteil vom 
8.5.2015, Az. V ZR 163/14).

Auch die Installation einer Stecker-Solaranlage auf 
dem Balkon kann Gegenstand einer Entscheidung der 
Eigentümerversammlung sein, wenn dabei in irgend-
einer Form das Gemeinschaftseigentum betroffen ist –  
zum Beispiel durch Bohrlöcher in diesem oder da-
durch, dass die Fassade nicht mehr einheitlich aussieht.             

Heute ist generell ein Mehrheitsbeschluss ausreichend. 
Die Mehrheit wird nach dem Kopfprinzip berechnet. 
Allerdings kann die Teilungserklärung auch andere 
Abstimmungsprinzipien festlegen, wie etwa das Ob-
jektprinzip oder das Wertprinzip.

Bis zur WEG-Reform von 2020 war es nicht selbst-
verständlich, dass eine Eigentümerversammlung be-
schlussfähig war. Seit 1.12.2020 ist dies jedoch immer 
der Fall – unabhängig davon, wie viele Eigentümer an-
wesend sind. Möchte man also nicht, dass unliebsame 
Beschlüsse fallen, sollte man anwesend sein. Eine Wie-
derholungsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit 
der ersten Versammlung gibt es nicht mehr.

Natürlich muss eine Eigentümerversammlung auch 
gut dokumentiert werden. Dazu muss der Verwalter 
Protokoll führen. Die gefassten Beschlüsse muss er 
nach der Versammlung in die Beschluss-Sammlung 
eintragen.

Die WEG-Reform von 2020 ermöglicht auch eine 
Online-Teilnahme an der Eigentümerversammlung. 
Allerdings nur für einzelne Eigentümer – eine kom-
plett online abgehaltene Versammlung ist nicht zuläs-
sig. Jeder muss die Möglichkeit haben, auch in Person 
teilzunehmen. Die Online-Teilnahme muss vorher 

beschlossen werden – mit Festlegung, welche seiner 
Rechte der betroffene Eigentümer online ausüben darf 
und welche Kommunikationsmittel dafür angewendet 
werden sollen. 

Tipp: Welches Stimmrecht habe ich in der  
Eigentümerversammlung?

Es gilt das Kopfprinzip. Jeder Eigentümer hat eine 
Stimme. Dies gilt sogar dann, wenn Ihnen mehrere 
Wohnungen gehören. Die Teilungserklärung kann an-
dere Stimmprinzipien festlegen.

Was ist der Verwaltungsbeirat und 
wofür ist er zuständig?

Der Verwaltungsbeirat hat die Aufgabe, den Verwalter 
bei seiner Tätigkeit zu unterstützen und zu überwa-
chen. Er prüft den Wirtschaftsplan und die Jahresab-
rechnung rechnerisch und sachlich, bevor die Eigentü-
merversammlung darüber entscheidet, und gibt seine 
Stellungnahme dazu ab. 

Die Überwachung des Verwalters wurde mit der 
Reform vom Dezember 2020 neu aufgenommen. Hier 
können sich Haftungsrisiken für Verwaltungsbeiräte 
ergeben, wenn die Überwachung vernachlässigt wird 
und der Verwalter teure Fehler begeht. Immerhin: 
Wenn Mitglieder des Verwaltungsbeirates unentgelt-
lich tätig sind, haften sie nach § 29 Abs. 3 WEG nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Eine passende Haft-
pflichtversicherung schadet trotzdem nicht.

Der Vorsitzende des Verwaltungsbeirats oder sein 
Vertreter können auch eine Eigentümerversammlung 
einberufen, wenn der Verwalter dies pflichtwidrig un-
terlässt.

Seit der Reform vertritt der Vorsitzende des Verwal-
tungsbeirats die Eigentümergemeinschaft gegenüber 
dem Verwalter, § 9b WEG. Dies kann jedoch auch ein 
durch Beschluss dazu ermächtigter Wohnungseigen-
tümer tun.

Im Grunde ist also der Verwaltungsbeirat das Sprach-
rohr der Eigentümer zum Verwalter. Beim Beirat kön-
nen sie Fragen stellen, Anregungen vorbringen und 
Kritik äußern, ohne sich direkt an den Verwalter zu 
wenden. Bei Konflikten kann der Beirat vermitteln.
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Die Eigentümerversammlung kann durch Beschluss 
Wohnungseigentümer zu Mitgliedern des Verwaltungs-
beirates ernennen. Wenn der Verwaltungsbeirat meh-
rere Mitglieder hat, ist ein Vorsitzender und ein Stell-
vertreter zu bestimmen. Der Vorsitzende beruft den 
Verwaltungsbeirat nach Bedarf ein.

Seit der WEG-Reform von 2020 ist keine Mindestan-
zahl der Mitglieder des Verwaltungsbeirats mehr vor-
geschrieben. Bei großen WEGs bietet es sich an, ei-
nen Beirat mit mehreren Mitgliedern zu wählen. Wer 
Vorsitzender und Stellvertreter wird, kann durch die 
Eigentümerversammlung beschlossen werden – oder 
durch die Beiratsmitglieder. Es empfiehlt sich, eine 
ungerade Anzahl von Beiratsmitgliedern zu bestellen, 
damit eine eindeutige Mehrheit möglich ist.

Die Reform hat auch klargestellt, dass nur Wohnungs-
eigentümer zu Verwaltungsbeiräten bestellt werden 
können.     

Tipp: Darf ich mir die Verwaltungsunterlagen 
ansehen?

Auch unabhängig vom Verwaltungsbeirat darf jeder 
Eigentümer beim Verwalter Einsicht in wichtige Ver-
waltungsunterlagen nehmen und Abrechnungen prü-
fen. Dies regelt § 18 Abs. 4 WEG.

Welche Kosten können auf mich als 
Eigentümer zukommen?

Als Eigentümer können Sie sich von der Miete und 
regelmäßigen Mieterhöhungen verabschieden. Aber: 
Auch bei einer Eigentumswohnung gibt es laufende 
Kosten.

Natürlich sind dies zunächst einmal die Kosten für 
den Wohnungskauf. Das Darlehen will abbezahlt sein, 
Tilgung und Zinsen schlagen jeden Monat zu Buche. 
Auch die Kaufnebenkosten sollte man nicht vernach-
lässigen: Grunderwerbssteuer, Maklerprovision, Kos-
ten für Notar und Grundbucheintragung. Da können 
schon mal 14 Prozent zusätzlich anfallen. Dies sollte 
man von Anfang an einkalkulieren.

Hier soll es aber eher um die weiteren laufenden 
Kosten gehen. 

Instandhaltung
Ein wichtiger Punkt sind die Instandhaltungskosten. 
Denn Wartungsarbeiten und Reparaturen bleiben 
nicht aus. Hier müssen Sie unterscheiden: 
Einerseits wird die Eigentümerversammlung in der 
Regel die Bildung einer Instandhaltungsrücklage für 
das Haus, also das Gemeinschaftseigentum, beschlie-
ßen. Um deren Zahlung kommen Sie nicht herum. Zu-
sätzlich sollten Sie jedoch bedenken, dass auch an Ihrer 
Wohnung selbst, also am Sondereigentum, Arbeiten 
notwendig werden können. Diese sind nicht Sache der 
Gemeinschaft. Auch dafür sollten Sie vorsorgen.   
Fall Sie vermieten wollen, können Sie weder die In-
standhaltungsrücklage, noch die Kosten für Instand-
haltung oder Reparaturen an Haus oder Wohnung auf 
die Mieter umlegen. Umlagefähig ist nur das, was die 
Betriebskostenverordnung erlaubt.

Es gibt sehr unterschiedliche Empfehlungen dazu, wie 
hoch eine Instandhaltungsrücklage sein sollte. Gesetz-
lich geregelt ist dies nicht, allerdings muss die Rück-
lage den Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwaltung 
entsprechen. Damit ist die Bildung einer angemessenen 
Instandhaltungsrücklage auf Seiten der WEG durch 
einzelne Eigentümer einklagbar. Die Höhe der Rück-
lage sollte sich am Alter des Gebäudes ausrichten.

Gerichte verwenden als Maßstab für die Angemessen-
heit teilweise die Regelung über die Höhe von Instand-
haltungskosten bei öffentlich geförderten Wohnungen, 
§ 28 Abs. 2 der Zweiten Berechnungsverordnung  
(II. BV). Danach dürfen als Instandhaltungsrücklage 
je Quadratmeter Wohnfläche im Jahr angesetzt werden:

•  für Gebäude bis zum Alter von 21 Jahren:  
höchstens 7,10 Euro,

•  für Gebäude zwischen 22 und 31 Jahren:  
höchstens 9 Euro,

•  für Gebäude ab einem Alter von 32 Jahren:  
höchstens 11,50 Euro.

Bei Gebäuden mit Aufzug kommt jeweils ein Euro 
hinzu.    

Das Amtsgericht Neustadt am Rübenberge verurteilte 
eine Eigentümergemeinschaft 2015 auf die Klage eines 
Eigentümers hin zur Anhebung ihrer Instandhal-
tungsrücklage von 2,50 Euro pro Quadratmeter auf 
7,10 Euro. Der niedrigere Satz sei nicht ausreichend 
für ein Gebäude vom Ende der 90er Jahre (Urteil vom 
9.2.2015, Az. 20 C 687/114). 
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Eigentümer sollten allerdings daran denken, dass die 
Preise für alles – insbesondere Baumaterial und Hand-
werker – seit 2015 deutlich gestiegen sind.
Eine weitere Art, die Instandhaltungsrücklage zu be-
rechnen, ist die sogenannte Peterssche Formel. Bei ihr 
wird davon ausgegangen, dass innerhalb von 80 Jahren 
der 1,5-fache Betrag der Baukosten für die Instandhal-
tung des Hauses aufgewendet werden muss. Außer-
dem entfallen 70 Prozent der Instandhaltungskosten 
auf das Gemeinschaftseigentum und 30 Prozent auf 
das Sondereigentum. Die Formel für die Berechnung 
der Instandhaltungsrücklage der Eigentümergemein-
schaft wäre also:

Instandhaltungsrücklage = Baukosten pro Quadrat-
meter x 1,5 x 0,7 : 80      

Damit kommt man allerdings auf deutlich höhere Be-
träge als beim anderen Modell. Daher ist die Rückla-
ge nach der Petersschen Formel für viele Eigentümer 
nicht finanzierbar.

Bildung von Rücklagen
Die Instandhaltungsrücklage ist eine wichtige Reserve für 
den Fall, dass am Gebäude Reparaturbedarf entsteht. 
Schnell kann der Aufzug oder die Heizung ausfallen. 
Dann werden oft höhere Beträge fällig. Der Verwalter 
sollte die Instandhaltungsrücklage sicher verwahren. 
Sie darf nicht in spekulativer Form angelegt werden 
und gehört auf ein eigenes Konto. Ein Tagesgeldkonto 
bietet sich an – die Zinsen dafür steigen bereits.

Wichtig ist: Die Instandhaltungsrücklage ist zweckge-
bunden. Sie darf nur für Instandhaltung und Instand-
setzung verwendet werden. Nicht verwendet werden 
darf sie zum Beispiel für Heizölkäufe oder für War-
tungsarbeiten, die bereits in anderen Betriebskosten-
positionen enthalten sind (z. B. Heizungswartung).      
Die Eigentümerversammlung kann jedoch beschlie-
ßen, dass ein großer Überschuss bei der Instandhal-
tungsrücklage aufgelöst und für andere Zwecke aus-
gegeben wird, wenn keine besonderen Reparaturen 
absehbar sind. Reicht die Rücklage für eine anstehende 
Maßnahme nicht aus, kann die Eigentümerversamm-
lung eine Sonderumlage beschließen.

Die Instandhaltungsrücklage kann vom einzelnen Ei-
gentümer nicht - auch nicht anteilig - für Reparaturen 
in seiner Wohnung genutzt werden. Bei einer Insol-
venz des Eigentümers gehört sein Anteil an der Rück-
lage nicht zur Insolvenzmasse. 

Wird eine Eigentumswohnung verkauft, bekommt der 
bisherige Eigentümer den bisher gezahlten Anteil an 
der Instandhaltungsrücklage nicht zurück. Allerdings 
besteht die Möglichkeit, den Betrag auf den Kaufpreis 
aufzuschlagen. Denn: Der Wert der Immobilie hat sich 
durch die Bildung der Instandhaltungsrücklage erhöht 
und der Käufer ist dadurch besser vor finanziellen 
Überraschungen abgesichert. 

Verwaltung
Auch die Verwaltungskosten müssen Eigentümer ein-
kalkulieren. Ohne professionellen Verwalter geht es 
kaum – und dieser muss natürlich bezahlt werden.
Die Preise sind sehr unterschiedlich. So kann eine 
Verwaltung mehr kosten, wenn auch Gewerbeeinhei-
ten zur Anlage gehören oder wenn auch die Verwal-
tung von Mietverhältnissen übernommen werden soll. 
Auch auf die Zahl der Einheiten kommt es an. Zum 
Teil werden 350 bis 400 Euro pro Jahr und Wohnung 
angegeben, ein Online-Vermittlerportal für Hausver-
walter nennt zum Beispiel einen Preis von 14 bis 15 Euro 
pro Einheit und Monat bei größeren Wohnanlagen (ab 
ca. 80 Einheiten) und von 18 bis 22 Euro bei kleineren 
(ca. 20 Einheiten). 

Betriebskosten 
Natürlich fallen wie bei jeder Wohnung auch bei Ihrer 
Eigentumswohnung die üblichen Betriebskosten an. 
Abfallgebühren, Straßenreinigung, Kaltwasser, Ab-
wasser, Hausversicherungen, Gartenpflege, Treppen- 
hausreinigung, Hausmeister, Schornsteinfeger, Allge-
meinstrom und natürlich die Heiz- und Warmwas-
serkosten. Über die Höhe dieser Kosten sollten Sie 
sich am besten beim Voreigentümer der Wohnung 
informieren. Während die genannten Heiz- und Be-
triebskosten ebenso wie Instandhaltungsrücklage und  
Verwaltung über das sogenannte Hausgeld oder 
Wohngeld vom Hausverwalter abgerechnet werden, 
müssen Sie den in Ihrer Wohnung verbrauchten Strom 
selbst beim Stromversorger bezahlen. 
Gerade Heizungs- und Stromkosten machen einen 
immer größeren Teil der Wohnkosten aus – aber das 
gilt für eine Mietwohnung genauso.   

Tipp: Welche Reparaturen stehen an? 

Käufer sollten sich vor dem Kauf darüber informieren, 
ob größere Reparaturen (Dach, Heizung) anstehen 
und ob dafür eine genügend hohe Rücklage gebildet 
worden ist.
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Wie läuft der Kauf einer 
Eigentumswohnung ab?

Als ersten Schritt sollten Sie die Finanzierung klären. 
Online finden sich sogenannte Haushaltsrechner, mit 
deren Hilfe sich ermitteln lässt, wie viel Geld Ihnen 
im Monat nach Abzug aller Kosten übrig bleibt. Auch  
Online-Rechner für verschiedene Varianten von Finan- 
zierungen gibt es. Empfohlen wird oft, 20 bis 30 Pro-
zent der Kaufkosten als Eigenkapital aufbringen zu 
können. Die Kaufnebenkosten sollten Sie ebenfalls 
selbst aufbringen können. 
In letzter Zeit werden vermehrt Finanzierungen von 
Banken abgelehnt – die Angst vor Kreditausfällen 
nimmt zu. Daher gilt: je mehr Eigenkapital, desto 
besser.

Wenn grundsätzlich feststeht, dass ein Immobilien-
kauf finanzierbar ist, geht es an die Suche nach dem 
geeigneten Objekt. Eine gründliche, persönliche Be-
sichtigung ist unabdingbar. Jahrelang haben Verkäufer 
sogenannter Schrottimmobilien gute Geschäfte ge-
macht, weil die Kunden sich nie die Wohnung ange-
sehen haben und sich auf das Funktionieren dubioser 
Steuersparmodelle verließen – die es im Übrigen nicht 
mehr gibt. Nicht mit Ihnen!

Wichtig ist es auch, auf die Bausubstanz von Woh-
nung und Haus zu achten, die Protokolle der letzten 
Eigentümerversammlungen anzusehen und sich über 
anstehende teure Modernisierungsmaßnahmen oder 
Reparaturen zu informieren. Nicht zuletzt ist es wich-
tig, ob die Eigentümergemeinschaft gut miteinander 
auskommt, oder ob jede Versammlung im Streit mit 
Prozessdrohungen endet.

Nach der Einigung mit dem Verkäufer der Eigentums-
wohnung geht es zum Notar. Oft findet zunächst eine 
Vorbesprechung statt, in der die wichtigsten Eckdaten 
geklärt werden, wie etwa die Modalitäten der Zahlung, 
oder, ob bei einem Ehepaar beide oder nur ein Ehe-
partner den Vertrag unterschreiben. Vom Notar be-
kommen die Vertragspartner je einen Vertragsentwurf 
des Kaufvertrages. Endgültig unterschrieben wird der 
Vertrag dann bei einem zweiten Notartermin. 

Beachten Sie: Der Notar ist nicht Ihr Rechtsberater, der 
Sie vor Unheil schützen muss. Seine Rolle ist es, einen 
formell gültigen Kaufvertrag zu erstellen. Wollen Sie 
Besonderheiten einbauen oder möchten Sie sicherge-
hen, dass der Vertrag nicht zu Ihrem Nachteil ist? 

Dann nehmen Sie sich einen Rechtsanwalt mit Spe-
zialisierung auf das Immobilienrecht, den Sie selbst  
bezahlen. Der arbeitet dann auch für Sie und zu Ihrem 
Vorteil.

Ist der Kaufvertrag unterschrieben, geht es ans Be-
zahlen. Zuerst ist meist die Provision des Maklers zu 
begleichen. Seit 23.12.2020 gibt das Gesetz vor, dass 
private Immobilienkäufer nur noch die Hälfte der 
Maklercourtage zahlen müssen – die andere Hälfte 
zahlt der Verkäufer. Ausnahme: Der Käufer hat den 
Makler mit der Suche nach der Immobilie beauftragt 
und das Objekt wurde dem Makler nicht vom Verkäu-
fer schon vorher zum Verkauf anvertraut.

Nach der Provision ist die Grunderwerbssteuer zu ent-
richten, denn auch der Staat will beteiligt werden. Der 
Notar lässt dem Finanzamt eine Kopie des Kaufver-
trages zukommen und dieses fordert den Käufer zur 
Zahlung auf.
Der Kaufpreis ist in der Regel erst fällig, wenn alle diese 
Schritte abgeschlossen sind. Sie werden nun eine Zah-
lungsaufforderung bekommen, die Sie zusammen mit 
weiteren Unterlagen an Ihre Bank weiterleiten müssen. 
Diese bezahlt dann den Kaufpreis an den Verkäufer. 
Jetzt ist auch der Notar zu bezahlen.

Der nächste Schritt ist Ihre Eintragung ins Grund-
buch als neuer Eigentümer. Nun kommt nur noch die 
Übergabe der Schlüssel – und Sie können in Ihre neue 
Wohnung einziehen oder alles für die Vermietung 
vorbereiten.
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Wie kann man die finanzielle 
Belastung durch Sondertilgungen 
senken?

Mit einer Sondertilgung Ihres Immobilienkredits lässt 
sich Ihre finanzielle Belastung schneller abbauen. Es 
handelt sich dabei um eine außerplanmäßige Rück-
zahlung eines Teils der Kreditsumme. Sie ist jedoch 
nicht in jedem Fall sinnvoll.
Die Vorteile der Sondertilgung sind: Der Kreditneh-
mer kann seinen Kredit schneller zurückzahlen und 
ist schneller schuldenfrei. Dadurch sinkt auch die 
Zinsbelastung, denn der effektive Jahreszins erhöht 
sich mit längerer Kreditdauer.  
 
Allerdings ist das Recht, Sondertilgungen zu leisten, 
nicht in jedem Kreditvertrag verankert. Oft lassen 
Banken sich eine solche Vereinbarung bezahlen – 
durch eine Vorfälligkeitsentschädigung. Viele Kredit-
verträge sehen auch Höchstsummen vor, bis zu denen 
eine Sondertilgung geleistet werden darf, oder regeln 
deren zeitliche Abstände. So dürfen Sondertilgungen 
oft nur im Abstand von jeweils einem Jahr erfolgen. 
Der Grund ist ganz einfach: Sie verringern die Einnah-
men des Kreditinstituts.

Beim Abschluss eines Darlehensvertrages lohnt es 
sich, genau auf die Regelungen zu Sondertilgungen zu 
achten: Sind sie erlaubt, sind Vorfälligkeitsentschädi-
gungen fällig und, wenn ja, in welcher Höhe? Gibt es 
womöglich versteckte Kosten? Eine Faustregel lautet: 
Je höher die Obergrenze für Sondertilgungen ist, desto 
geringer ist Ihre Kreditbelastung.

Sinnvoll ist eine Sondertilgung insbesondere dann, 
wenn dem Kreditnehmer das entsprechende Kapital zur 
Verfügung steht. Ist also Geld vorhanden, das sonst 
angelegt werden würde, kann es sich lohnen, dieses 
für Sondertilgungen zu verwenden, anstatt es auf dem 
Sparbuch schlafen zu lassen. Bei anderen Geldanlagen 
ist rechnen angesagt: Was lohnt sich mehr und wie 
hoch sind die Chancen auf Rendite? Der Aktienmarkt 
etwa birgt ein Ausfallrisiko.

Die Alternative zu einer Sondertilgung ist eine Um-
schuldung. Dabei wird der gesamte restliche Kredit 
auf einen Schlag abgezahlt und durch einen neuen er-
setzt. Dies lohnt sich, wenn ein günstigerer Zinssatz 
ausgehandelt werden kann, als beim ursprünglichen 
Kredit. In der derzeitigen wirtschaftlichen Lage dürfte  

dies jedoch eher unwahrscheinlich sein. Dies kann 
sich für jetzt abgeschlossene Finanzierungen ändern, 
wenn die Zinsen in einigen Jahren nach Rückgang der 
Inflation wieder sinken. Ist das neue Darlehen deutlich 
zinsgünstiger, kann eine Umschuldung grundsätzlich 
effektiver sein, als eine Sondertilgung.
 

Welche Nebenkosten gibt es beim 
Wohnungskauf?

Beim Kauf einer Eigentumswohnung fallen Erwerbs-
nebenkosten an. Es ist wichtig, diese von Anfang an 
in die Kalkulation Ihrer Finanzierung einzubeziehen. 
Mit den Erwerbsnebenkosten sind alle Kosten ge-
meint, die unmittelbar mit dem Kauf Ihrer Immobilie 
zusammenhängen und die nur einmal anfallen. 
Insgesamt kann es sich um bis zu 16 Prozent des Kauf-
preises handeln, die so noch dazukommen. Und dies 
ergibt durchaus ansehnliche Beträge: 16 Prozent von 
300.000 Euro sind zum Beispiel 48.000 Euro.

Eine wichtige Kostenposition ist die Maklerprovision. 
Seit 23.12.2020 wird sie zwischen Käufer und Verkäu-
fer hälftig aufgeteilt – zumindest, wenn der Käufer 
eine Privatperson ist. Die Höhe der Maklerprovision 
ist jedoch nicht bundesweit gleich. 
So liegt sie in Hamburg üblicherweise insgesamt bei 
6,25 Prozent des Kaufpreises, in Bayern bei 7,14 Prozent 
und in Mecklenburg-Vorpommern bei 5,95 Prozent. 
Abweichungen von diesen Sätzen gibt es immer wie-
der. Gesetzlich vorgegeben ist die Provision nicht.  
Informieren Sie sich in Immobilienanzeigen, welche 
Sätze in Ihrer Kaufgegend üblich sind.

Die Grunderwerbssteuer ist ein weiterer wichtiger 
Kostenpunkt. Sie fällt beim Kauf einer Immobilie ein-
malig an. Ihre Höhe wird von den einzelnen Bundes-
ländern festgelegt. In den letzten Jahren sind die Steu-
ersätze teils deutlich gestiegen. Hier eine Auflistung 
der aktuellen Zahlen (2022):

Baden-Württemberg 5 %

Bayern 3,5 %

Berlin 6 %

Brandenburg 6,5 %

Bremen 5 %
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Hamburg 4,5 %,  ab 2023 5,5 %

Hessen 6 %

Mecklenburg-Vorpommern 6 %

Niedersachsen 6 %

Nordrhein-Westfalen 6,5 %

Rheinland-Pfalz 5 %

Saarland 6,5 %

Sachsen 3,5 %

Sachsen-Anhalt 5 %

Schleswig-Holstein 6,5 %

Thüringen 6,5 %

Hinzu kommen die Kosten für Notar und Grundbuch-
eintrag. Der Notar ist zwingend bei jedem Immobili-
enkauf dabei und rechnet seine Gebühren nach dem 
Gerichts- und Notarkostengesetz ab. Dabei spielen der 
Kaufpreis, aber auch die vom Notar durchgeführten 
Tätigkeiten eine Rolle. Oft geht es nicht nur um die 
Beurkundung des Kaufvertrages und die Eintragung 
des neuen Eigentümers. Soll im Grundbuch etwa im 
Rahmen der Finanzierung eine Grundschuld einge-
tragen oder auch eine alte Belastung gelöscht werden, 
sind zusätzliche Gebühren fällig.
 
Erst mit Ihrer Eintragung ins Grundbuch sind Sie 
wirklich neuer Eigentümer der Wohnung. Das Grund-
buchamt ist eine am Amtsgericht angesiedelte Behörde. 
Es erhält Gebühren für die jeweiligen Eintragungen. 
Meist kann man von etwa 1,5 bis 2 % des Kaufpreises 
für Notargebühren und Grundbuchamt ausgehen.

Oft fallen bei einer Immobilienfinanzierung Bereitstel-
lungszinsen an. Dies ist der Fall, wenn das Darlehen 
nicht sofort oder nicht sofort im Ganzen ausbezahlt 
wird. Gerade bei einem Bauprojekt sind Teilzahlun-
gen üblich. Die Bereitstellungszinsen betragen meist 
drei Prozent. Sie können grundsätzlich ab Vertrags-
abschluss mit der Bank anfallen. In der Regel gibt es 
jedoch einen bereitstellungszinsfreien Zeitraum von 
einigen Monaten, in manchen Fällen sogar bis zu ei-
nem Jahr. Bei der Berechnung der Höhe der Bereitstel-
lungszinsen wird nur der bisher nicht abgerufene Teil 
des Darlehens einbezogen und es werden nur die ver-
bleibenden Restmonate eingerechnet. 

Verzögerungen bei den Bauarbeiten an einem Neubau 
können teuer werden, da dann oft die bereitstellungs-
zinsfreie Zeit vorbei ist. Der Bauherr muss dann länger 
Zinsen zahlen, als er ursprünglich kalkuliert hat.
Mittel gegen Bereitstellungszinsen sind zum Beispiel: 
Abruf des Darlehens als Ganzes oder vertragliche 
Absprachen, nach denen die Baufirma einen festen 
Fertigstellungstermin zusichert und andernfalls die 
Bereitstellungszinsen übernimmt. Falls sich denn heut-
zutage jemand auf eine solche Absprache einlässt ... 

Ein weiterer Punkt bei den Kaufnebenkosten sind 
mögliche Gutachterkosten. Je älter eine Immobilie ist, 
desto wichtiger ist es, diese vor dem Kauf von einem 
Bausachverständigen begutachten zu lassen. Dieser 
kann Sie auf bauliche Mängel hinweisen, auf dringen-
den Sanierungsbedarf oder auf gesundheitsgefährliche 
Schadstoffe wie Asbest oder Teerpappe. Laien können 
solche Probleme oft nicht erkennen. So wurde Asbest 
lange Zeit in einer Vielzahl von Baustoffen auch in 
Innenräumen verwendet, nicht nur in den bekannten 
Dachplatten aus Welleternit.   

Für Immobilienkäufer ist ein Gutachter ein gutes Ab-
sicherungsmittel, um nicht zu viel zu bezahlen. Er 
kann einschätzen, wie viel eine Immobilie wirklich 
wert ist, und Folgekosten für Reparaturen oder Sa-
nierungen schätzen. Die Kosten für einen Gutachter 
unterscheiden sich je nach Ort und Auftragsumfang. 
Zum Teil kostet eine Besichtigung mit mündlicher 
Einschätzung des Gebäudezustandes 350 bis 500 Euro, 
ein schriftliches Gutachten wird teurer.

Modernisierungspflichten können zu weiteren Kosten 
führen. Diese betreffen jedoch meist weniger das Son-
dereigentum, also Ihre künftige Eigentumswohnung 
selbst, sondern eher das Gemeinschaftseigentum. So 
gibt es Pf lichten zur Wärmedämmung oberster Ge-
schossdecken und zur Dämmung von zugänglichen 
Warmwasserleitungen und Heizungsrohren in un-
geheizten Räumen. Heizkessel für gasförmige oder 
flüssige Brennstoffe sind stillzulegen, wenn sie über 30 
Jahre alt werden. Ausnahmen gelten für Niedertempe-
ratur- oder Brennwertkessel. 

Wollen Sie vermieten? Dann sollten Sie die zum  
1. Dezember 2021 in Kraft getretene neue Heizkosten-
verordnung berücksichtigen. Diese verpflichtet unter 
anderem zum Einbau von fernablesbaren Zählern und 
Heizkostenverteilern. Für bestehende Gebäude gilt 
eine Nachrüstpflicht bis 31. Dezember 2026.   
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Was muss ich wissen, wenn ich meine 
Eigentumswohnung vermieten 
möchte?

Ihre Eigentumswohnung können Sie je nach Wunsch 
selbst nutzen oder vermieten. Probleme mit der Ei-
gentümergemeinschaft gibt es allenfalls beim Thema 
Vermietung als Ferienwohnung. Diese kann durch 
ein Verbot in der Teilungserklärung untersagt sein. 
Ein einfacher Beschluss der Eigentümerversammlung 
reicht nicht. In der Regel geht es Wohnungseigentü-
mern jedoch eher um eine dauerhafte Vermietung. 
Das Thema Vermietung hier ganz aufzuarbeiten, wür-
de den Rahmen dieses Heftes sprengen – hier kommen 
daher einige kurze Hinweise.

Nehmen Sie sich bei einer Neuvermietung die Zeit, 
einen auf die Wohnung abgestimmten Mietvertrag 
zu erstellen und diesen mit dem Mieter zusammen 
durchzugehen. Viele Vordrucke enthalten Regelungen, 
die auf Ihre Immobilie nicht passen werden und die 
gestrichen werden sollten. 

Bei der Übergabe sollte ein Übergabeprotokoll ange-
legt werden, das beide Seiten unterschreiben. Dieses 
Schriftstück beschreibt den Zustand der Wohnung 
und listet Zählerstände auf.

Wenn Sie vermieten, müssen Sie Ihrem Mieter einmal 
im Jahr eine Nebenkostenabrechnung zukommen las-
sen. Darin müssen Sie die Gesamtkosten des Hauses 
nennen, mit Hilfe eines ebenfalls genannten Umla-
geschlüssels die Kosten der einzelnen Wohnung er-
mitteln und die vom Mieter geleisteten monatlichen 
Vorauszahlungen in Abzug bringen. Heraus kommt 
ein Guthaben oder eine Nachzahlung. Sie dürfen je-
doch nicht einfach die Hausgeld- oder Wohngeldab-
rechnung Ihrer Hausverwaltung hernehmen und an 
den Mieter weiterreichen. 
Diese enthält immer Positionen, die laut Betriebskos-
tenverordnung nicht auf den Mieter umgelegt werden 
dürfen, wie zum Beispiel Instandhaltungsrücklagen, 
Reparaturen oder Verwaltungskosten. Ihr Mieter muss 
also eine Abrechnung erhalten, die nur die zulässigen 
Punkte enthält (§ 2 Betriebskostenverordnung).  

Ein weiterer wichtiger Punkt: Die Hausverwaltung, 
die sich um Ihre Eigentumswohnung kümmert, orga-
nisiert nicht selbstverständlich auch alles rund um die 
Mietwohnung. Zur Verwaltung einer Mietwohnung 

gehören mietrechtliche Angelegenheiten, die bei einer 
Eigentumswohnung nicht erforderlich sind – zum 
Beispiel Mietminderungen, Mieterhöhungen, Mängel-
meldungen, Betriebskostenabrechnungen nach dem 
Mietrecht, Abschluss und Kündigung von Mietver-
trägen. Die Verwaltung von Mietwohnungen ist eine 
eigene Dienstleistung. Manche Hausverwalter bieten 
auch diese an, aber zu einem eigenen Tarif.

Vermieten Sie Ihre Eigentumswohnung, müssen sich 
auch Ihre Mieter zum Beispiel an die Hausordnung 
halten und womöglich bestimmte Regelungen in der 
Teilungserklärung respektieren. Machen Sie daher die 
Hausordnung zum Bestandteil des Mietvertrages. Ge-
genüber der Eigentümergemeinschaft sind Sie dafür 
verantwortlich, dass sich Ihr Mieter an die Regeln hält.

Seit 1.1.2022 sind Sie dazu verpflichtet, Ihrem Mieter 
monatlich Informationen zu seinem Heizenergiever-
brauch zukommen zu lassen, sofern Ihre Heizkosten-
verteiler und -zähler fernablesbar sind.

Als Vermieter sind Sie für die Instandhaltung und In-
standsetzung der Mietwohnung verantwortlich. Die 
Kosten dafür können Sie nicht auf den Mieter umle-
gen. Mängel können zu einer Mietminderung führen.     

Die Einkünfte aus der Vermietung müssen Sie korrekt 
versteuern. Dafür gibt es in der Steuererklärung die 
Anlage V+V (Vermietung und Verpachtung). Hier 
können Sie allerdings auch eine Reihe von Kosten als 
Werbungskosten von der Steuer absetzen, da Sie diese 
ja zur Erzielung von Einnahmen aufwenden. 
Hier können Sie endlich auch die Kosten für Instand-
haltung und Instandsetzung anbringen. Auch die Zin-
sen für die Finanzierung können Sie absetzen, wenn 
Sie vermieten. 
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Was muss ich wissen, wenn ich eine 
vermietete Eigentumswohnung kaufe?

Natürlich kann es vorkommen, dass eine vermietete 
Eigentumswohnung verkauft wird – als Geldanlage. 
Zwar lautet eine Faustregel, dass ohne Mieter ein bes-
serer Preis erzielt werden kann. Käufer, die eher nach 
einer Investitionsmöglichkeit suchen, muss das Vor-
handensein eines Mieters jedoch nicht stören. 

Ein wichtiger Grundsatz lautet "Kauf bricht nicht 
Miete". Das bedeutet: Der ursprüngliche Mietvertrag 
der Wohnung bleibt gültig und Sie treten in den Miet-
vertrag als neuer Vermieter ein. Gibt es darin Regelun-
gen, die Ihnen nicht passen, haben Sie diese trotzdem 
zu respektieren. Es ist daher wichtig, sich den Mietver-
trag vor dem Kauf zeigen zu lassen und diesen in Ruhe 
zu lesen. 
Beispiel: Sie wollen die Wohnung später einmal selbst 
nutzen oder einem Kind zur Verfügung stellen. Der 
Mietvertrag enthält aber einen Ausschluss der Eigen-
bedarfskündigung oder einen gegenseitigen Kündi-
gungsausschluss für einen bestimmten Zeitraum.

Der Mieter hat im Normalfall beim bisherigen Eigen-
tümer eine Mietkaution hinterlegt. Diese wird nicht 
Eigentum des Vermieters und muss getrennt von des-
sen Vermögen insolvenzsicher angelegt werden, zum 
Beispiel auf einem Mietkautionssparbuch. Beim Ver-
kauf der Wohnung ergibt sich ein Problem: Der Mie-
ter muss Ihnen als Käufer nicht noch ein zweites Mal 
Kaution stellen. Sie sind nicht durch die Kaution ab-
gesichert. Zahlen Sie dem Mieter ein paar Jahre später 
bei seinem Auszug seine Kaution nicht zurück, kann 
er diese immer noch vom Verkäufer einfordern. Hier 
bieten sich zwei Lösungen an: 1. Der bisherige Vermie-
ter zahlt dem Mieter die Kaution zurück. Dann kön-
nen Sie vom Mieter die Zahlung einer neuen Kaution 
verlangen. 2. Die Kaution wird vom bisherigen auf den 
neuen Vermieter übertragen. Dies sollte im notariel-
len Kaufvertrag der Wohnung vereinbart werden. Eine 
schriftliche Zustimmung des Mieters ist erforderlich 
(immerhin ist es sein Geld).     

Kündigen dürfen Sie dem Mieter nur, wenn Sie einen 
gesetzlich zulässigen Grund dafür haben. Der wich-
tigste zulässige Grund ist Eigenbedarf. Dieser ist je-
doch an verschiedene Voraussetzungen geknüpft.
Zum Beispiel muss die Wohnung zum Wohnbedarf 
der Person passen, die einziehen soll. Sie können also 
den Mietvertrag über eine Einzimmerwohnung nicht 

kündigen, weil Sie angeblich dort mit Ihrer vierköpfi-
gen Familie einziehen möchten. Für Ihre Tochter, die 
in dieser Stadt studieren möchte, können Sie es durch-
aus. Sie sind verpflichtet, die Eigenbedarfskündigung 
dem Mieter gegenüber zu begründen. Vorgeschobener 
Eigenbedarf führt zu Schadensersatzansprüchen des 
Mieters.  

Eine Kündigung ist an Fristen gebunden. Während Ihr 
Mieter immer mit dreimonatiger Frist kündigen kann, 
verlängert sich für Sie als Vermieter die Frist mit der 
Dauer des Mietvertrages. Kündigen können Sie laut 
Gesetz spätestens am dritten Werktag eines Kalender-
monats zum Ablauf des übernächsten Monats. Nach 
fünf und acht Jahren verlängert sich die Frist um je 
drei Monate. 

Wird eine Mietwohnung verkauft, hat der Mieter zu-
nächst ein Vorkaufsrecht. Ausnahme: Der Vermieter 
verkauft die Wohnung an einen Familienangehörigen 
oder einen Angehörigen seines Haushalts. Ansonsten 
muss der Mieter vorher über einen geplanten Verkauf 
und den Inhalt des Kaufvertrages (Kaufpreis) infor-
miert werden.  

Wird eine Mietwohnung nach Mietvertragsabschluss 
in eine Eigentumswohnung umgewandelt und ver-
kauft, besteht für den Käufer drei Jahre lang eine Kün-
digungssperre (§ 577a BGB). Diese kann sich auf bis 
zu zehn Jahre ausdehnen, wenn die jeweilige Landes-
regierung festgelegt hat, dass es sich um ein Gebiet mit 
ausgeprägtem Wohnungsmangel handelt.
     
Als Vermieter haben Sie Pflichten. Dazu gehören die 
Instandhaltung der Mietwohnung, die Beseitigung von 
Mängeln und die Erstellung einer Jahresabrechnung 
über die Nebenkosten. Diese ist nicht identisch mit der 
Hausgeldabrechnung, welche Sie von der Hausverwal-
tung erhalten. Verschiedene Posten in dieser Abrech-
nung dürfen nicht auf Mieter umgelegt werden.

Ihre Mieter haben eine Menge Rechte. Dazu gehört 
es, über die Innendeko der Wohnung inklusive Farb-
gebung während des Mietverhältnisses selbst zu ent-
scheiden. Bei Mängeln kann es zu einer Mietminde-
rung kommen. Als Vermieter haben Sie kein Recht auf 
Kontrollbesuche. Die Mietwohnung betreten dürfen 
Sie nur aus konkretem Anlass (Feststellung von Schä-
den, Mängelmeldung durch den Mieter, Besichtigung 
mit Kaufinteressenten). Schlüssel für die Mietwoh-
nung dürfen Sie nicht besitzen.     
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Was darf per Hausordnung geregelt 
werden?

Eine Hausordnung soll das geordnete tägliche Zusam-
menleben der Hausbewohner gewährleisten. Sie ist 
nicht zu verwechseln mit der Gemeinschaftsordnung, 
die die rechtlichen Verhältnisse der Wohnungseigen-
tümer untereinander regelt. In § 19 WEG findet sich 
eine beispielhafte Aufzählung, was alles zur ordnungs-
gemäßen Verwaltung gehört. Die Hausordnung steht 
dort an erster Stelle. Ohne Hausordnung geht es also 
in der Eigentümergemeinschaft nicht. 

In der Regel ist die Hausordnung bereits Bestandteil 
der Teilungserklärung. Manchmal wird sie erst durch 
die Eigentümerversammlung beschlossen. Ihre Ände-
rung ist durch Beschluss möglich. Für ihre Umsetzung 
und Einhaltung muss der Verwalter sorgen.

Nicht vorgeschrieben ist der Inhalt der Hausordnung. 
Diese kann also durchaus je nach Eigentümergemein-
schaft unterschiedliche Regelungen treffen.

Die Regelungen der Hausordnung können zum Bei-
spiel betreffen:

• Tierhaltung,
• Nutzung von Grünanlagen,
•  Nutzung von Gemeinschaftsräumen  

(z. B. Wäschetrockenraum),
• Grillen auf Balkonen und Terrassen,
• Abstellen von Fahrrädern / Fahrradkeller,
• Ruhezeiten,
•  Brandschutz und Fluchtwege (einschließlich Verbot 

des Zustellens von Fluren und Treppenhäusern mit 
sperrigen Gegenständen),

•  Reinigungspläne, wenn Treppenhausreinigung 
durch Bewohner erfolgt.

Wichtig ist, dass eine Hausordnung die Besonderhei-
ten des jeweiligen Gebäudes berücksichtigt. Dies ist bei 
online heruntergeladenen Mustern nicht unbedingt 
der Fall.

Einige Themen können schnell zu erbosten Streitigkei-
ten führen und werden entsprechend oft vor Gericht 
verhandelt.

Beispiel: Abstellen von Dingen im Treppenhaus.

So mancher Bewohner betrachtet Treppenhaus und 
Hausflur als Vorraum der eigenen Wohnung und stellt 
dort alles ab, was er in dieser nicht gerne haben möchte. 
Dazu gehören: Kinderwagen, Fahrrad, Rollator, dre-
ckige Schuhe, Schuhschrank, Garderobe. 
Manchmal werden Flur oder Treppenhaus auch in-
dividuell dekoriert und mit eigenen Topfpf lanzen, 
Blumenvasen oder Lampen ausgestattet. Es gibt nichts, 
was es nicht gibt.
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Hier ist zunächst der Brandschutz zu berücksichtigen. 
Bei der vorgeschriebenen Breite von Flucht- und Ret-
tungswegen spielen wieder Regelungen in den indivi-
duellen Bauordnungen der Bundesländer eine Rolle. 
Es kann also Unterschiede zwischen den Bundeslän-
dern und zwischen unterschiedlichen Gebäudearten 
geben. Oft müssen Rettungswege 1,20 Meter breit sein.

Sinnvoll sind klare Regelungen, die zum Beispiel Stol-
perfallen und Fluchthindernisse sowie brennbare Ge-
genstände aus dem Hausflur verbannen. Die Gerichts-
urteile zu diesem Thema sind Legion und meist nicht 
einheitlich. Aber Vorsicht: Nicht jede Regelung in der 
Hausordnung und nicht jeder Beschluss der Eigentü-
merversammlung sind wirksam. 

Kinderwagen dürfen nach einem Urteil des Ober-
landesgerichts Hamm zumindest vorübergehend im  
Hausf lur parken (Urteil vom 3.7.2001, Az. 15 W 
444/00). Allerdings kommt es hier darauf an, ob im 
konkreten Fall noch genug Platz bleibt, um im Brand-
fall schnell zu f lüchten oder eine kranke Person auf 
einer Trage zum Rettungswagen zu bringen. 
Die Eigentümergemeinschaft darf durchaus unter-
binden, dass Kinderwagen auch über Nacht oder bei 
mehrtägiger Nichtbenutzung im Hausf lur stehen – 
insbesondere, wenn der Flur dadurch maßgeblich ver-
engt wird. 
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Dem OLG München zufolge benötigt ein Eigentümer 
für die Installation einer Garderobe auf dem Hausflur 
die Zustimmung der anderen Wohnungseigentümer 
(Az. 34 Wx 160/05). Denn: Hier geht es um Gemein-
schaftseigentum. 

Das Amtsgericht Lünen hielt ein generelles Verbot in 
der Hausordnung, Schuhe vor der Wohnungstür ab-
zustellen, für übertrieben. Zumindest kurz müsse dies 
erlaubt sein. Der entsprechende Beschluss der Eigen-
tümerversammlung wurde für unwirksam erklärt 
(Az. 22 II 264/00).      

Ein weiteres Streitthema sind Haustiere. Ein Mehr-
heitsbeschluss, die Tierhaltung generell zu verbieten, 
ist nach dem OLG Saarbrücken unzulässig (Urteil vom 
2.11.2006, Az. 5 W 154/06-51). Die Haltung von Klein-
tieren, wie Zierfischen, Vögeln oder Meerschweinchen, 
kann in Anlehnung an das Mietrecht generell nicht 
untersagt werden. Das OLG Frankfurt/M. hielt auch 
ein generelles Verbot der Neuanschaffung von Hun-
den und Katzen für unwirksam (Urteil vom 17.1.11, 
Az. 20 W 500/08). Zumindest ein Kampfhundeverbot 
dürfte jedoch greifen.   

Die Regelungen in der WEG-Hausordnung sind na-
türlich nur für die Eigentümer bindend. Natürlich 
empfiehlt es sich unbedingt, auch Mieter in ihren Wir-
kungskreis einzubeziehen. Dazu sollte die Hausord-
nung ausdrücklich Bestandteil des Mietvertrages und 
diesem im Wortlaut beigefügt sein.  
 

E-Autos und Solarzellen auf dem 
Balkon: Wie sind die Regeln?

Wer ein Elektroauto haben möchte, hat in einer Ge-
meinschafts-Tiefgarage schnell ein Problem: Es gibt 
keine Ladestation. Um so etwas einzubauen, ist ein 
Eingriff ins Gemeinschaftseigentum erforderlich, näm-
lich an Kellerwänden, Stromleitungen, Zählern, wo-
möglich dem Hausanschluss. Dies darf der einzelne 
Eigentümer nicht einfach auf eigene Verantwortung 
veranlassen, denn es betrifft die Gemeinschaft.

Die sogenannten Wallboxen gibt es in unterschiedli-
chen Ausführungen je nach gewünschter Stromstärke. 
Eine gute Ladeleistung von 11 oder 22 kW bedeutet 
meist, dass ein dreiphasiger Drehstromanschluss mit 
400 Volt Spannung her muss. 

Es gibt auch Wallboxen mit einer geringeren Leistung 
von 3,7 und 7,4 kW. Diese kann man mit einphasigem 
Strom und 230 Volt Spannung betreiben. Dies ändert 
jedoch nichts daran, dass die Stromstärke bei 16 bzw. 
32 Ampere liegen muss. 
Jede Wallbox ist vor dem Einbau beim Netzbetreiber 
anzumelden, bei 22 kW ist eine Genehmigung des 
Netzbetreibers nötig. Nicht jedes Hausnetz entspricht 
den Anforderungen. Unter Umständen müssen Ände-
rungen an den Leitungen vorgenommen werden. Auch 
eine eigene Sicherung und ein Fehlerstromschutz-
schalter (FI-Schalter) sind nötig.

Seit der WEG-Reform vom Dezember 2020 haben es 
Wohnungseigentümer etwas einfacher, wenn sie eine 
Ladestation in der Tiefgarage durchsetzen wollen. 
Denn: § 20 WEG gibt jedem Wohnungseigentümer 
das Recht, von der Gemeinschaft die Zustimmung zu 
angemessenen baulichen Veränderungen zu verlan-
gen, die 

• dem Gebrauch von Menschen mit Behinderungen,
• dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge,
• dem Einbruchsschutz,
•  dem Anschluss an ein Telekommunikationsnetz 

mit sehr hoher Kapazität

dienen. 

Erforderlich ist trotzdem ein Beschluss der Eigentü-
merversammlung. Dabei geht es jedoch um die Art der 
Durchführung. Schließlich gibt es immer verschiedene 
Varianten der Installation.

Natürlich bedeutet ein solcher Beschluss nicht, dass 
nun die Eigentümergemeinschaft für die Kosten der 
Installation aufkommt. Diese muss der Elektroauto-
Fahrer immer noch selbst zahlen. Allerdings gibt es auch 
immer wieder Förderprogramme, die dabei helfen, 
etwa bei der KfW. Voraussetzung ist oft die komplette 
Nutzung erneuerbarer Energien und die Verwendung 
einer intelligenten Steuerung, die eine Überlastung des 
Stromnetzes verhindert.

Falls Sie vermieten möchten, sollten Sie diesbezüglich 
auch die Rechte Ihrer Mieter kennen. § 554 BGB gibt 
nämlich auch Mietern das Recht, von Ihrem Vermieter 
die Zustimmung zu baulichen Veränderungen an der 
Mietsache zu verlangen, die 

•  dem Gebrauch durch Menschen mit Behinderungen, 
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• dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge oder 
• dem Einbruchsschutz

dienen. 

Ausgeschlossen ist dieser Anspruch, wenn dem Ver-
mieter die bauliche Veränderung nicht zumutbar ist  –  
auch unter Würdigung der Interessen des Mieters. 
Als Vermieter können Sie im Zusammenhang mit der 
baulichen Veränderung eine zusätzliche Sicherheit 
verlangen. Für deren Verwahrung gelten die gleichen 
Regeln wie für die Mietkaution. Vertraglich ausge-
schlossen werden können diese Rechte des Mieters üb-
rigens nicht.

Ein Mieter kann also nicht direkt von der Eigentümer-
versammlung die Zustimmung zur Installation einer 
Wallbox für seinen Autostellplatz verlangen. Er kann 
diese Zustimmung aber von seinem Vermieter verlan-
gen, der dies dann wiederum gegenüber der Eigentü-
merversammlung durchzusetzen hat. Die Kosten der 
Installation trägt der Mieter.

Solarzellen werden immer handlicher – es gibt sogar 
schon Fotovoltaik-Module für den Balkon, die über 
eine Steckdose Strom ins Hausnetz bzw. Wohnungs-
netz einspeisen können. Auch bei den praktischen 
Balkon-Kraftwerken ist jedoch rechtlich einiges zu 
beachten.

Eine Balkon-Solaranlage bis 600 Watt darf auch von 
einer Privatperson aufgestellt werden. Es ist also kei-
ne Elektrofachkraft erforderlich. Ein solches Balkon-
Kraftwerk erzeugt Gleichstrom, den es mit Hilfe eines 
Wechselrichters in Wechselstrom verwandelt. Dieser 
kann im Haushalt genutzt werden. Dazu muss man 
lediglich den Wechselrichter mit einer Steckdose ver-
binden. Dies kann eine herkömmliche Schutzkontakt-
Steckdose sein oder eine besonders für diesen Zweck 
installierte sogenannte Wieland-Steckdose, die oft als 
fachgerechter angesehen wird. Dann verbrauchen die 
Geräte im angeschlossenen Haushaltsnetz den selbst 
erzeugten Strom. Wird mehr erzeugt, als erforderlich, 
wandert der Überschuss ins öffentliche Netz. Es kann 
sein, dass ein neuer Stromzähler erforderlich wird, 
denn alte Zähler zählen rückwärts, wenn Strom ins 
öffentliche Netz eingespeist wird – und das sehen die 
Stromversorger nicht so gerne. 

Sobald die Module von außen zu sehen sind (also das 
Aussehen des Gebäudes verändern) oder zur Befesti-

gung Löcher in Außenmauern oder andere Außenbau-
teile gebohrt werden müssen, geht es wieder um das 
Gemeinschaftseigentum. Dann ist die Zustimmung 
der Eigentümergemeinschaft erforderlich, und auf 
diese besteht hier kein Rechtsanspruch.

Auch hier hat die Reform des Wohnungseigentums-
gesetzes jedoch eine Verbesserung gebracht: Bauliche 
Veränderungen können nun von der Eigentümerver-
sammlung mit einfacher Mehrheit beschlossen werden.

Oft ist jedoch keine bauliche Veränderung nötig, da 
sich viele Balkonmodule einfach mit Klettband oder 
Schraubschellen auf einem Gestell befestigen lassen. 
Hat der Balkon einen Sichtschutz, sind sie von außen 
nicht zu sehen und stören niemanden. Sturmsicher 
sollte die Konstruktion allerdings sein.

Alle Anlagen, mit denen Strom ins öffentliche Netz 
eingespeist werden kann, müssen dem zuständigen 
Netzbetreiber gemeldet werden. Dies lässt sich oft 
online erledigen. Zusätzlich ist eine Anmeldung beim 
Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur von-
nöten. Diese kann über das Online-Meldeportal der 
Bundesnetzagentur erfolgen.

Möchten Sie nur Strom für den Eigenverbrauch erzeu-
gen und nicht verkaufen, benötigen Sie keine Gewer-
beanmeldung. Hier findet keine auf Gewinnerzielung 
ausgerichtete Tätigkeit statt.

Falls Sie vermieten möchten: Mieter müssen grund-
sätzlich die Zustimmung des Vermieters einholen, be-
vor sie eine solche Anlage aufstellen. Das Amtsgericht 
Stuttgart hat jedoch entschieden: Wenn das Balkon-
Kraftwerk 

•  baurechtlich zulässig ist,
•  fachmännisch installiert ist,
•  optisch den Eindruck der Fassade nicht stört,
•  keine Brandgefahr verursacht,
•  leicht wieder abgebaut werden kann,

haben Mieter Anspruch auf die Zustimmung des Ver-
mieters (Urteil vom 30.03.2021, Az. 37 C 2283/20).
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Anmerkung des Autors

Eine Eigentumswohnung ist eine gute Investition. Sie 
befreit Sie von der Mietzahlung und dem Umgang mit 
Vermietern und sorgt für mehr Unabhängigkeit. Auch 
können Sie Ihr Wohnumfeld nun selbst gestalten und 
verschönern. Wertsteigerungen sind - zumindest nach 
Abklingen der derzeitigen Krise – künftig möglich. 
Und auch durch eine Vermietung können Einnahmen 
erzielt werden. 

Aber: Es gibt auch viel zu beachten, gerade im Verhält-
nis zu den anderen Eigentümern. Daher ist es wichtig, 
sich im Vorfeld mit den Rechten und Pflichten eines 
Wohnungseigentümers zu beschäftigen.

In jedem Fall ist ein Immobilienkauf eine sehr indi-
viduelle Entscheidung, die gut überlegt sein will. Ein 
Immobilienkredit bindet viele Jahre lang einen guten 
Teil Ihrer Einnahmen. Daher ist es um so wichtiger, 
die eigene finanzielle Leistungsfähigkeit vor dem Kauf 
gut abzuschätzen und alle möglichen Nebenkosten re-
alistisch einzukalkulieren.
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